
Fristen für Ladung und Verfahrensdurchführung bei­
behalten werden können. Lediglich die Frist für die 
Durchführung des zweitinstanzlichen Verfahrens soll an 
die 4-Wochen-Frist für das erstinstanzliche Verfahren 
angeglichen werden. Bei der Ladungsfrist ist zu beden­
ken, daß die fünf Tage eine Mindestfrist sind. Bereits 
seit langer Zeit sind die Gerichte darauf orientiert wor­
den, die Entscheidung über die Eröffnung des Verfah­
rens und über die zur Vorbereitung der Hauptverhand- 
fung erforderlichen Maßnahmen möglichst kurzfristig 
nach Eingang der Anklage zu treffen, damit die Ladung 
rechtzeitig erfolgen kann. Die Verlängerung der 
Ladungsfrist auf zehn Tage12 würde eine Ausdehnung 
der Frist für die Durchführung des gerichtlichen Ver­
fahrens nach sich ziehen, was keineswegs den Interes­
sen des Angeklagten entspräche.
Der Abschaffung des Freispruchs mangels Beweises so­
wie der Unterscheidung der Urteile nach Verurteilung 
(§ 245), Absehen von Maßnahmen strafrechtlicher Ver­
antwortlichkeit (§ 246) und Freispruch (§ 247) wurde zu­
gestimmt.
Um den echten Freispruch, der den Angeklagten von 
dem durch die Eröffnung des Hauptverfahrens gericht­
lich festgestellten Verdacht der Begehung einer Straftat 
rehabilitiert, von allen anderen Fällen des Ausschlusses 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit als Einstellungs­
grund klarer abzugrenzen, soll § 247 Abs. 1 StPO-Ent- 
wurf wie folgt gefaßt werden:

„Das Gericht spricht den Angeklagten frei, wenn sich 
die Anklage nicht als begründet erwiesen hat. In den 
Urteilsgründen muß der Sachverhalt dargelegt und 
umfassend gewürdigt werden. Formulierungen, welche 
die Schuld des Freigesprochenen in Zweifel ziehen, 
sind unzulässig.“

Das Gericht soll in den anderen in § 247 genannten Fäl­
len des Ausschlusses der strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit — Fehlen der Voraussetzungen für die Strafver­
folgung, mangelnde Entwicklungsreife jugendlicher 
Angeklagter, Zurechnungsunfähigkeit des Angeklagten 
— durch Beschluß die endgültige Verfahrenseinstellung 
auch im Ergebnis der Hauptverhandlung aussprechen 
können.
Uneinheitlich ist die Praxis gegenwärtig bei der Durch­
führung der Hauptverhandlung nach Zurückverweisung 
der Sache durch das Rechtsmittel- oder Kassationsgericht 
an das Gericht erster Instanz. Die geltende StPO und 
auch der Entwurf enthalten dafür keine Regelungen. 
Deshalb wird vorgeschlagen, für diese Fälle folgende 
Bestimmung in den StPO-Entwurf aufzunehmen, um 
eine einheitliche Verfahrensweise der Gerichte zu 
sichern:

„(1) Wird das erstinstanzliche Urteil im vollen Um­
fang aufgehoben, so richtet sich die erneute Hauptver­
handlung erster Instanz nach den allgemeinen Vor­
schriften. Nach der Feststellung der Personalien des 
Angeklagten ist die Formel des Urteils des Rechts­
mittel- oder Kassationsgerichts zu verlesen.
(2) Wird das erstinstanzliche Urteil in seinen tatsäch­
lichen Feststellungen bestätigt und nur teilweise auf­
gehoben, ist nach der Feststellung der Personalien des 
Angeklagten das zweitinstanzliche Urteil vorzutragen. 
Eines erneuten Vortrages der Anklage und einer Ver­
lesung des Eröffnungsbeschlusses bedarf es nicht. Im 
übrigen gelten die allgemeinen Vorschriften für die 
Hauptverhandlung erster Instanz.“

Zum Rechtsmittelverfahren
Zum Rechtsmittelverfahren hat N e u m a n n  eine An­
zahl von Vorschlägen unterbreitet13, die im wesentlichen 
Berücksichtigung finden sollen. Die Erstreckung der

12 SO der Vorschlag von Hartisch / Kroke / Scholz, a. a. O., 
S. 350.
13 Neumann, „Einige Fragen des Rechtsmittelverfahrens nach
dem StPO-Entwurf“, NJ 1967 S. 317 ft.

Nachprüfungspflicht auf Angeklagte, die kein Rechts­
mittel eingelegt haben (§ 295 Abs. 2 StPO-Entwurf) 
dürfte — wie Neumann begründet darlegt — zu weit 
führen. Deshalb soll diese Bestimmung ersatzlos ge­
strichen und gleichzeitig § 306 StPO-Entwurf im Sinne 
des geltenden § 295 StPO geändert werden. In § 300 
Abs. 2 soll das Wort „ergänzende“, wie Neumann vor­
schlägt, gestrichen werden und § 302 Abs. 2 etwa 
folgenden Wortlaut erhalten:

„Das Gericht kann, soweit dies erforderlich ist, aus­
nahmsweise eine eigene Beweisaufnahme durchfüh­
ren, wenn der Angeklagte anwesend ist.“

Da es in der Diskussion Unklarheiten über die verschie­
denen Möglichkeiten der Berufungseinlegung gegeben 
hat, soll § 292 Abs. 2 bestimmen, daß die Berufung vom 
Angeklagten zu Protokoll der Geschäftsstelle erklärt, 
von ihm selbst schriftlich oder in seinem Auftrag durch 
einen Rechtsanwalt eingelegt werden kann.
Um die aktive Mitwirkung der Beteiligten am Straf­
verfahren auch im Rechtsmittelverfahren strikt zu ge­
währleisten und andererseits unnötige Rechtsmittel­
urteile zu vermeiden, wird zutreffend vorgeschlagen, in 
§ 294 StPO-Entwurf die Rücknahme des Rechtsmittels 
bis zum Ende der Schlußvorträge und nicht nur bis zum 
Schluß der Beweisaufnahme vorzusehen. Auch die Re­
gelung der Verwerfung des Rechtsmittels durch Be­
schluß (§ 297 Abs. 3) soll dazu beitragen, unnötige 
Rechtsmittelverhandlungen zu vermeiden. So gibt es 
Urteile, die in ihren Ergebnissen und auch in den 
hauptsächlichsten Teilen der Gründe völlig richtig sind, 
jedoch in einem Satz eine nicht erhebliche Ungenauig­
keit enthalten. Deshalb sollen in § 297 Abs. 3 die Worte 
„in allen seinen Teilen“ gestrichen werden.

*

Die hier erörterten Probleme sind nur ein Ausschnitt 
aus der Diskussion über die im StPO-Entwurf behan­
delten Fragen14. Sowohl über die Besonderheiten des 
Strafverfahrens gegen Jugendliche als auch über die 
Verwirklichung der Maßnahmen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit15 sind gesonderte Darlegungen im 
Zusammenhang mit den entsprechenden Regelungen des 
StGB-Entwurfs notwendig.

44 So wurde u. a. vorgeschlagen, ausdrücklich die Anwendung 
der StPO für das Verfahren vor Militärgerichten zu regeln. 
Das kann im Einführungsgesetz zur StPO, geschehen. Es han­
delt sich dabei um untergeordnete Fragen, denn die Vor­
schriften der StPO gelten für alle Strafverfahren.
45 Vgl. hierzu Peiler / Jäckisch, „Aufgaben der Gerichte bei 
der Verwirklichung der Strafen“, NJ 1967 S. 407 ff. — In der 
Diskussion wurde allgemein begrüßt, daß die Verantwortung 
des Gerichts nicht mit der Urteilsverkündung, sondern erst 
dann endet, wenn die Maßnahmen der strafrechtlichen Ver­
antwortlichkeit verwirklicht sind.

Arbeitsschutz und Rechtspflege 
Sonderheft der Zeitschrift 
„Sozialversicherung/Arbeitsschutz“
Dieses Sonderheft enthält Materialien eines Lehrgangs an der 
Spezialschule des FDGB für Arbeitsschutz in Jena-Lobeda. 
Allen, die für den Gesundheits- und Arbeitsschutz verantwort­
lich sind oder auf diesem Gebiet Kontrollpflichten ausüben, 
werden darin wertvolle Erkenntnisse vermittelt. Das Heft ist 
eine gute Anleitung zur besseren Aufdeckung, Untersuchung 
und Bekämpfung von Rechtspflichtverletzungen sowie Straf­
taten auf dem Gebiet des Gesundheits-, Arbeits- und Brand­
schutzes.
Einleitend legt der Leiter der Abteilung Arbeitsschutz beim 
Bundesvorstand des FDGB die Erfahrungen der Gewerkschaf­
ten im Gesundheits- und Arbeitsschutz und die Steh auf diesem 
Gebiet bis zum Jahre 1970 ergebenden Aufgaben dar. In den 
folgenden Beiträgen von Staatsanwälten wird über Erschei­
nungsformen von Straftaten und Rechtsverletzungen auf dem 
Gebiet des Arbeitsschutzes sowie deren wesentlichste Ursachen 
informiert. Von besonderem Interesse dürften auch die Artikel 
über Probleme der Kausalität und über die fahrlässige Schuld 
sein. Schließlich wird auch noch zur Schadenersatzpflicht des 
Betriebes nach § 98 GBA Stellung genommen.
Bestellungen sind an die Absatzabteilung des Verlages Tribüne 
Berlin, 1193 Berlin-Treptow, Am Treptower Park 28-30, zu 
richten. Der Preis beträgt 0,70 MDN.
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